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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freundinnen und Freunde,
 
in dieser Woche haben wir den Bundeshaushalt 2023 abschließend beraten. Der
Bundesetat für 2023 sieht nun Ausgaben von 476,3 Milliarden Euro vor – noch deutlich
mehr als ursprünglich veranschlagt. Der Bund nimmt dafür Kredite in Höhe von 45,6
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Milliarden Euro auf. Wir haben mit dem Bundeshaushalt 2023 die schwierige Balance
aus notwendigen Investitionen in die Zukunft, gesellschaftlichem Zusammenhalt
unseres Landes und haushaltspolitischer Vernunft geschafft. Außerdem behalten wir
das Wichtigste im Blick und setzen inmitten zahlreicher Krisen klare Prioritäten. Dieser
Haushalt steht für soziale Gerechtigkeit auch in der Zeitenwende. Zudem gehen wir
wichtige Zukunftsinvestitionen an. Unsere Haushaltspolitik zeigt, dass diese Koalition
gemeinsam an Lösungen arbeitet, statt das Trennende zu suchen. Wir wollen
gemeinsam die Zukunft gestalten und stemmen uns mit aller Kraft gegen die
Klimakrise und gegen die immensen Folgen des Angriffskriegs Russlands gegen die
Ukraine. Diesen Krisen begegnen wir entschlossen und mit der Überzeugung, dass
unser Handeln einen Unterschied macht. Die Ergebnisse der abschließenden Sitzung
des Haushaltsausschusses, der sogenannten Bereinigungssitzung, tragen eine klare
parlamentarische und sozialdemokratische Handschrift. Wir konnten an
entscheidenden Stellen noch Verbesserungen erreichen. Viel Geld fließt angesichts der
hohen Energiepreise im kommenden Jahr in Entlastungen für Bürger*innen und
Wirtschaft. Das Bürgergeld, die dauerhafte Erhöhung des Kindergeldes, die Hilfe bei
den Heizkosten, all das findet sich nun im Haushalt wieder. Besonders freue ich mich,
dass wir das Kindergeld für alle Kinder auf jeweils 250 Euro pro Monat erhöhen. Für
eine Familie mit drei Kindern wären das 1.044 Euro mehr im Jahr. Angesichts der
steigenden Lebenshaltungskosten ist dies gerade für Familien mit niedrigem
Haushaltseinkommen wichtig und es ist eine Leistung, die bleibt. Ein weiterer
Verhandlungserfolg ist die Lösung für die Übergangsfinanzierung der Sprach-Kitas.
Jetzt ist die Bundesregierung am Zug, gemeinsam mit den Ländern dieses erfolgreiche
Programm fortzusetzen.

Der 25. November ist der Internationale Tag gegen Gewalt an Frauen. Noch immer
gehört geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen zur bitteren Realität – weltweit
und auch in Deutschland. Das muss sich ändern! Wir machen uns stark für ein
gewaltfreies Leben aller Frauen. Wir setzen uns für eine ressortübergreifende Strategie
gegen Gewalt ein. Dabei wollen wir besonders die Gewaltprävention und Rechte der
Betroffenen in den Fokus nehmen. Als wichtigstes völkerrechtliches Instrument im
Kampf gegen Gewalt an Frauen werden wir die Istanbul-Konvention mit einer
staatlichen Koordinierungsstelle vollständig umsetzen. Gewalt gegen Frauen ist
menschenverachtend. Daher werden wir das Strafrecht konkretisieren und
geschlechtsspezifische Tatmotive ausdrücklich in die Liste menschenverachtender
Tatmotive aufnehmen. Ist eine Straftat durch das Geschlecht des Opfers motiviert, soll
dies zu einer Verschärfung der Strafe führen. Gewaltbetroffene Frauen brauchen
verlässlichen Schutz. Das Recht darauf werden wir für jede Frau und ihre Kinder
absichern. Mit dem Bundesförderprogramm Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen
fördern wir bereits erfolgreich den bundesweiten Ausbau von Frauenhäusern und
Fachberatungsstellen. Wir werden einen bundeseinheitlichen Rechtsrahmen für eine
verlässliche Finanzierung von Frauenhäusern sicherstellen und das Hilfesystem
bedarfsgerecht ausbauen. Künftig ist eine Bundesbeteiligung an der Regelfinanzierung
vorgesehen. Unser Koalitionsvertrag ist auch ein Vertrag für ein gewaltfreies Leben für
Frauen. Die Beseitigung geschlechtsspezifischer Gewalt sowie der Schutz und die
Unterstützung der Betroffenen haben für uns oberste Priorität.



Nach der Blockade der Union im Bundesrat hat in dieser Woche der
Vermittlungsausschuss einen Kompromiss zum Bürgergeld erzielt. Es bleibt dabei: Das
Bürgergeld ist die größte Sozialreform seit Jahrzehnten. Der Vermittlungsvorrang wird
abgeschafft – für eine nachhaltige Vermittlung in passende Jobs, statt eine schnelle
Vermittlung in irgendeinen Job. Mit besseren Zuverdienstmöglichkeiten können gerade
junge Leute die Erfahrung machen, dass sich Arbeit lohnt.
Und besonders wichtig ist mir: Weniger Bürokratie! Wir entlasten die Jobcenter von
Rückforderungen und Kontrollen, stattdessen gibt es mehr Kapazitäten für Vermittlung
und Betreuung. Alles in allem ein Kompromiss mit dem ich gut leben kann und der
den Weg für die Einführung des Bürgergelds zum 01.01.2023 möglich macht.

Ihr/Euer

Termine

26
NOVEMBER

TSG-SportshowTSG-Sportshow
Hofwiesenzentrum, Heilbronn

27
NOVEMBER

Jubilarehrung SPD-Kreisverband Heilbronn-StadtJubilarehrung SPD-Kreisverband Heilbronn-Stadt
Maschinenfabrik, Heilbronn
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Mission der International Organization for Migration (IOM), ausgetauscht.Mission der International Organization for Migration (IOM), ausgetauscht.
Die Weltgemeinschaft muss die humanitäre Hilfe für die Ukraine schnell und effizientDie Weltgemeinschaft muss die humanitäre Hilfe für die Ukraine schnell und effizient

ausbauen!ausbauen!
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